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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.04.2016 

Geschäftszahl 

Ro 2015/09/0014 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2013/09/0085 E 17. Dezember 2013 RS 1 

Stammrechtssatz 

Der im Einleitungssatz des § 94 Abs. 2 BDG 1979 genannte "zugrundeliegende Sachverhalt" führt dann zur 
Hemmung des Laufes der in § 94 Abs. 1 und 1a genannten Fristen, wenn der Beamte - in Idealkonkurrenz - 
durch ein und dieselbe Tat sowohl eine Dienstpflichtverletzung nach dem BDG 1979 als auch durch ein Delikt, 
das strafrechtlich oder verwaltungsstrafrechtlich zu ahnden ist, begangen haben könnte. Die Voraussetzung der 
Identität des Sachverhalts bedeutet, dass es sich um dieselbe Tat handeln muss, nicht jedoch, dass sich die 
entsprechenden Sachverhaltselemente vollständig decken müssen. Auch auf die verbale Umschreibung des 
Verhaltens und auf die Richtigkeit und Vollständigkeit der Benennung der Tat kommt es nicht an. Umgekehrt 
tritt bei Realkonkurrenz zwischen den genannten Delikten (wenn also z.B. eine Verfolgung wegen eines anderen 
Verhaltens erfolgt) eine Hemmung jedenfalls nicht ein (vgl. E 25. Jänner 2013, 2012/09/0112). 

Beachte 

Hier mit dem zusätzlichen Satz am Ende: "In diesem Erkenntnis hat der Verwaltungsgerichtshof die Ansicht der 
dort belangten Behörde, es reiche, dass ein Sachverhalt in der Strafanzeige erwähnt sei, selbst wenn dieser 
Sachverhalt den konkreten strafrechtlichen Vorwurf nicht betreffe, verworfen." 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 
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